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1 Vorbemerkung

Mit dem Entwurf zum Unternehmensstatistikreformgesetz sollen nationale Be-
richtspflichten im Bereich der amtlichen Statistik, die nicht auf EU-Vorgaben beru-
hen, entsprechend den Vereinbarungen des Koalitionsvertrags für die 21. Legisla-
turperiode reduziert werden, um die Wirtschaft zu entlasten. Zudem soll das Sys-
tem der Unternehmensstatistiken grundlegend modernisiert werden mit dem Ziel,
nur noch eine Struktur- und eine Konjunkturerhebung über alle Wirtschaftszweige
hinweg nach einem neu zu konzipierenden Stichprobenmodell durchzuführen.

Im Folgenden nimmt das Institut des Bewertungsausschusses Stellung zu den je-
weiligen Regelungen des Gesetzesentwurfs, bei denen eine Betroffenheit des Be-
wertungsausschusses Ärzte oder des Instituts des Bewertungsausschusses be-
steht.

2 Hintergrund

Der Gesetzgeber beauftragt den GKV-Spitzenverband und die Kassenärztliche
Bundesvereinigung in § 87 Absatz 1 Satz 1 SGB V durch einen Bewertungsaus-
schuss (Bewertungsausschuss Ärzte) den Einheitlichen Bewertungsmaßstab (EBM)
für ärztliche Leistungen zu vereinbaren. Darüber hinaus finden sich in §§ 87 und
87a SGB V eine Vielzahl weiterer Aufgaben des Bewertungsausschusses Ärzte. Der
Bewertungsausschuss Ärzte wird nach § 87 Absatz 3b SGB V vom Institut des Be-
wertungsausschusses bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben unterstützt.

Die Aktualisierung des EBM erfolgt nach § 87 Absatz 2 Satz 4 SGB V auf der Grund-
lage der „vom Statistischen Bundesamt nach dem Gesetz über die Kostenstruktur-
statistik bei Arzt- und Zahnarztpraxen sowie bei Praxen von psychologischen Psy-
chotherapeuten erhobenen Daten der Kostenstruktur; ergänzend können sachge-
rechte Stichproben bei vertragsärztlichen Leistungserbringern verwendet werden.“

Zur Erfüllung des in § 87 SGB V genannten gesetzlichen Auftrags wertet das Insti-
tut des Bewertungsausschusses jährlich die Daten der Kostenstrukturerhebung bei
Arztpraxen und Praxen von psychologischen Psychotherapeuten im Rahmen eines
Kooperationsvertrags mit dem Statistischen Bundesamt aus.

Die in dem Entwurf zum Unternehmensstatistikreformgesetz beabsichtigten Neu-
regelungen erstrecken sich in Artikel 10 auch auf das Kostenstrukturstatistikgesetz
(KoStrukStatG) und zielen darauf ab, den Umfang der Angaben in der vom Statis-
tischen Bundesamt jährlich durchgeführten Kostenstrukturerhebung bei Arztpra-
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xen und Praxen von psychologischen Psychotherapeuten ab dem Berichtsjahr
2027 einzuschränken.

Die Betroffenheit des Bewertungsausschusses Ärzte und des Instituts des Bewer-
tungsausschusses ergibt sich aus der Änderung dieser Datengrundlage.

3 Stellungnahme

3.1 Artikel 10 (Änderung des KoStrukStatG)

Beabsichtigte Neuregelung

§ 3 Absatz 2 KoStrukStatG entfällt.

Stellungnahme

Durch die beabsichtigte Neuregelung sollen ab dem Berichtsjahr 2027 verschiede-
ne Angaben der Arztpraxen und der Praxen von psychologischen Psychotherapeu-
ten nicht mehr erhoben werden. Nimmt man an, dass alle Tatbestände, die nicht
explizit in § 3 Absatz 1 KoStrukStatG genannt werden, ab dem Berichtsjahr 2027
nicht mehr erhoben werden, sind dies – jeweils bezogen auf den Fragebogen zur
Kostenstrukturerhebung 2023 für Arztpraxen und Praxen psychologischer Psycho-
therapeuten1 – Angaben zur Organisationsform und zur Kooperationsform der
Praxen sowie zur ausgeübten Art der ärztlichen oder psychotherapeutischen Tä-
tigkeit. Mit Bezug auf die Art der Tätigkeit werden insbesondere Angaben zum
Fachgebiet und zum fachgebietsbezogenen Schwerpunkt der Arztpraxen und der
Praxen psychologischer Psychotherapeuten erhoben, welche infolge der beabsich-
tigten Gesetzesänderung entfallen würden.

Aus Sicht des Instituts des Bewertungsausschusses kann aus den folgenden Grün-
den auf die Erhebung der Organisationsform der Praxis sowie auf die Angaben zur
Art der ärztlichen bzw. psychotherapeutischen Tätigkeit in der aktuellen Detail-
tiefe nicht verzichtet werden:

Für die Aktualisierung und Weiterentwicklung des vertragsärztlichen Vergütungs-
systems benötigt der Bewertungsausschuss Ärzte nach Fachgebiet und fachge-
bietsbezogenem Schwerpunkt differenzierte Kostendaten. Dies betrifft insbeson-
dere die Gebührenordnung für vertragsärztliche und -psychotherapeutische Leis-
tungen, den Einheitlichen Bewertungsmaßstab (EBM), aber auch etwa die

1 Die Fragebögen können dem vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Qualitätsbericht zur
Kostenstrukturerhebung im medizinischen Bereich 2023 entnommen werden.
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jährlichen Beratungen über die Fortentwicklung des Orientierungswerts gemäß
§ 87 Absatz 2e SGB V und die regelmäßige Überprüfung der Angemessenheit der
Bewertungen der psychotherapeutischen Leistungen gemäß der langjährigen
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts und des Bundesverfassungsgerichts.
Solche differenzierten Kostendaten liegen bisher in ausreichender Stichproben-
größe nur in der Kostenstrukturerhebung im medizinischen Bereich vor.

Damit auch ab dem Berichtsjahr 2027 eine facharztgruppenspezifische Zuordnung
gelingt, ist es unerlässlich, dass Angaben zum Fachgebiet und fachgebietsbezoge-
nen Schwerpunkt der Arztpraxen und der Praxen psychologischer Psychothera-
peuten erhoben werden und zudem bei Arztpraxen eindeutig zwischen haus- und
fachärztlicher Versorgung getrennt werden kann. Zudem wird die Angabe zur Or-
ganisationsform in einer Detailtiefe benötigt, die es ermöglicht, fachgleiche Pra-
xen zu identifizieren und von fachübergreifenden Praxen zu unterscheiden.

Sollte auf die Erhebung der Organisationsform und der Art der ausgeübten ärztli-
chen oder psychotherapeutischen Tätigkeit künftig verzichtet werden oder sollten
diese Tatbestände in geringerer als der bisherigen Detailtiefe erhoben werden,
wären die Daten der Kostenstrukturerhebung für die Arbeit des Bewertungsaus-
schusses Ärzte unbrauchbar. In diesem Fall müsste der Bewertungsausschuss Ärz-
te Arztpraxen und Praxen psychologischer Psychotherapeuten voraussichtlich re-
gelmäßig selbst befragen. Der Befragungsaufwand wäre für Arztpraxen und Pra-
xen psychologischer Psychotherapeuten zusätzlich zur verpflichtenden Teilnahme
an der Kostenstrukturerhebung zu leisten und würde zu einer erheblichen zusätz-
lichen Belastung führen. Diese zusätzliche Belastung kann vermieden werden,
wenn auf die Streichung von § 3 Absatz 2 KoStrukStatG verzichtet wird.

Es wird an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass die in § 3 Absatz 2 KoStrukStatG
erhobenen Angaben den befragten Praxisinhabern wohlbekannt sind und die ent-
sprechenden Angaben ohne großen Aufwand gemacht werden können. Es kann
davon ausgegangen werden, dass der zeitliche Aufwand zur Beantwortung der
entfallenden Fragen deutlich kleiner ist als 15 Minuten, mit denen in der Geset-
zesbegründung die Änderung des jährlichen Erfüllungsaufwands kalkuliert wird
(siehe Abschnitt 4.2 unter der lfd. Nr. 2.22). Das Institut des Bewertungsausschus-
ses rechnet eher mit drei Minuten als mit 15 Minuten Zeitersparnis pro Fragebo-
gen. Entsprechend sind für die Minderung der Belastung der Praxen der niederge-
lassenen Ärzte, Zahnärzte und psychologischen Psychotherapeuten auch nur etwa
38 Tausend Euro pro Jahr statt der im Gesetzesentwurf ausgewiesenen 188 Tau-
send Euro pro Jahr anzusetzen. Die Höhe dieser Minderung steht unserer Ansicht
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nach in keinem guten Verhältnis zum Nutzen der Daten der Kostenstrukturstatistik
im medizinischen Bereich für den Bewertungsausschuss Ärzte im Speziellen und
die Gesundheitspolitik in Deutschland im Allgemeinen. Es wird an dieser Stelle
etwa auf den aktuellen Bericht der Finanzkommission Gesundheit vom 30.3.2026
verwiesen, der mehrfach Reformempfehlungen unter anderem mit Kennzahlen
aus der Kostenstrukturstatistik im medizinischen Bereich begründet.

Das Institut des Bewertungsausschusses weist ferner darauf hin, dass es für die
Nutzbarkeit der Daten der Kostenstrukturerhebung im medizinischen Bereich für
die im SGB V vorgesehenen gesetzlichen Aufgaben des Bewertungsausschusses
Ärzte und des Instituts des Bewertungsausschusses entscheidend darauf an-
kommt, dass auch die in § 3 Absatz 1 KoStrukStatG genannten Merkmale (Einnah-
men, Kosten, beschäftigte Personen) bei Arztpraxen und Praxen psychologischer
Psychotherapeuten weiterhin in der bisherigen Detailtiefe erhoben werden. So ist
es etwa unerlässlich, nach Arztpraxen und Praxen psychologischer Psychothera-
peuten mit einem bestimmten Mindestanteil der GKV-Einnahmen an den Gesamt-
einnahmen unterscheiden zu können oder eine Abgrenzung der Arztpraxen und
Praxen psychologischer Psychotherapeuten danach vornehmen zu können, inwie-
weit diese angestellte Ärzte beschäftigen.

3.2 Artikel 11 (Vorbereitung eines neuen Systems der Unterneh-
mensstatistiken)

Beabsichtigte Neuregelung

Mit Artikel 11 wird das Ziel verfolgt, langfristig nur noch eine Struktur- und eine
Konjunkturerhebung über alle Wirtschaftszweige aufzubauen.

Stellungnahme

Aus Sicht des Instituts des Bewertungsausschusses ist bei der Umsetzung dieses
Ziels auch zukünftig die sich aufgrund des nationalen Datenbedarfs ergebende
Sonderstellung der Kostenstrukturerhebung bei Arztpraxen, Zahnarztpraxen und
Praxen psychologischer Psychotherapeuten zu berücksichtigen. Siehe hierzu die
Seiten 24-25 in dem Gesetzesentwurf der Bundesregierung zur Umsetzung der
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über europäische Unter-
nehmensstatistiken zur Aufhebung von zehn Rechtsakten im Bereich Unterneh-
mensstatistiken und zur Änderung anderer Statistikgesetze (Deutscher Bundestag,
Drucksache 19/24840, veröffentlicht am 30.11.2020): „Für den Bereich der Praxen
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von Ärzten, Zahnärzten und psychologischen Psychotherapeuten deckt die Kosten-
strukturstatistik bereits heute einen nationalen Bedarf an Daten ab, der über die
europäischen Datenanforderungen der EBS-Verordnung hinausgeht. Die Daten bil-
den eine wichtige Grundlage für gesundheitspolitische Entscheidungen und Ver-
handlungen auf nationaler Ebene. Sie sind insbesondere eine wesentliche Basis für
eine objektive Bewertung der Situation bei Praxen von Ärzten, Zahnärzten und psy-
chologischen Psychotherapeuten sowie für die gesetzlich vorgeschriebene Über-
prüfung des Einheitlichen Bewertungsmaßstabs (EBM) nach § 87 Absatz 2 des
Fünften Buches Sozialgesetzbuch und wirken sich daher auf Fragen der ärztlichen
Vergütung aus. Es ist daher notwendig, die Kostenstrukturstatistik so anzupassen,
dass sie für die genannten Wirtschaftsbereiche sowohl den nationalen Bedarf an
Daten als auch gleichzeitig die neuen europäischen Lieferverpflichtungen erfüllen
kann. Im Vergleich zu der Alternative, zwei getrennte Erhebungen durchzuführen,
können mit der nun vorgesehenen Regelung nicht nur Doppelerfassungen und da-
mit unnötige Belastungen der Auskunftspflichtigen vermieden werden, sondern es
wird auch sichergestellt, dass konsistente Angaben über den gesamten Erfassungs-
bereich vorliegen.“


